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Langsam m�ssen sich auch die Patent-
anw�lte an die weitreichende Wirkung
des Kartellrechts gew�hnen. Im Juni
2005 hat die Europ�ische Kommission
bereits eine Geldbuße in H�he von 60
Mio. Euro gegen das Pharmaunterneh-
men AstraZeneca wegen missbr�uchli-
cher Ausnutzung des Patentsystems und
der Verfahren des Inverkehrbringens
von Arzneimitteln festgesetzt, mit de-
nen der Markteintritt von Wettbewer-
bern hinausgez�gert wurde. Nunmehr

hat die U.S.-amerikanische Federal Tra-
de Commission (FTC) am 2. 8. 2006 in
einem Meilensteinverfahren einstimmig
entschieden, dass der Chiphersteller
Rambus Inc. durch die Geheimhaltung
von (eigenen) Patenten und zur Patentie-
rung eingereichten Speichertechniken –
w�hrend des laufenden Standardisie-
rungsprozesses – gegen das U.S.-ameri-
kanische Kartellrecht verstoßen hat. Die
Schnittstelle zwischen Patentrecht und
Kartellrecht gewinnt hierdurch deutlich
an Brisanz.

Worum geht es? Die JEDEC (Joint Elec-
tron Device Engineering Council) ist
eine Standardsetzungsorganisation. Sie
wurde geschaffen, um industrielle tech-
nische Normen f�r Halbleiterbestandtei-
le und integrierte Schaltkreise zu ent-
wickeln. Im Jahr 1992 begann die JE-
DEC daran zu arbeiten, eine neue techni-
sche Norm f�r SDRAM einzuf�hren,
den in Desk- und Laptops am weitesten
verbreiteten Computerspeicher. Das
U.S.-amerikanische Unternehmen Ram-

bus, welches sich auf die Entwicklung
von Speichertechnologien konzentriert,
schloss sich zur damaligen Zeit der
JEDEC an.

Die Teilnahme an der JEDEC beinhalte-
te die Verpflichtung, soweit m�glich, die
Aufnahme von patentierten Technolo-
gien in den Standard zu verhindern oder,
falls nicht m�glich, dass diese Technolo-
gien zumindest unentgeltlich oder zu an-
gemessenen und diskriminierungsfreien

Bedingungen lizenziert werden. Nach
Auffassung der FTC hat Rambus entge-
gen dieser Verpflichtung bis 1996 (kurz
vor Festlegung des Standards) an den
Sitzungen teilgenommen. Denn Rambus
hatte weder gegen�ber der JEDEC noch
gegen�ber den ande-
ren Mitgliedern dies-
bez�gliche Aktivit�-
ten offen gelegt: Man
arbeitete bereits an
verschiedenen �hnli-
chen Technologien,
besaß ein Patent und
hatte bereits mehrere
Patentanmeldungen
eingereicht. All diese
Aktivit�ten betrafen
spezifische Technologien, welche sp�ter
in den SDRAM-Standard aufgenommen
wurden. Dar�ber hinaus soll Rambus die
�ber den zuk�nftigen Standard erlangten
Informationen – durch �nderung der ei-
genen Patentanmeldungen – ber�cksich-
tigt haben, um sicherzustellen, dass die
Patente den Standard umfassen. Durch
diese Strategie ist es Rambus gelungen,
seine Patente und Patentanmeldungen –
bis zur Festlegung des Standards – zu
verheimlichen.

Die FTC kam zu dem Ergebnis, dass die-
se t�uschenden T�tigkeiten als aus-
schließendes Verhalten (exclusionary
conduct) zu qualifizieren seien und
Rambus hierdurch in unrechtm�ßiger
Weise eine Monopolmacht auf den zu-
grunde liegenden vier relevanten Pro-
duktm�rkten begr�ndet habe. Die FTC
hat daher einen Verstoß gegen Section 5
des FTC Act angenommen.

Festzuhalten ist: Standardsetzungsorga-
nisationen werfen zahlreiche kartell-

rechtliche Probleme auf. Im vorliegen-
den Fall geht es jedoch um eine Spezial-
konstellation: Die kartellrechtliche Be-
wertung einer sog. U-Boot-Taktik (hier-
nach werden U-Boot-Patente so lange
geheim gehalten, bis die von ihnen abge-
deckten Produkte auf den Markt kom-
men, und tauchen dann auf, wenn der Pa-
tentinhaber die Zahlung von Lizenzge-
b�hren verlangt) bzw. eines Patenthin-
terhalts (patent ambush) im Kontext der
Standardsetzung. Auch die Europ�ische
Kommission hat erst k�rzlich eine Un-
tersuchung hinsichtlich des Europ�-
ischen Instituts f�r Telekommunikati-
onsnormen (European Telecommunica-
tions Standardisation Institute – ETSI)
abgeschlossen (s. Pressemitteilung IP/
05/1565 v. 12. 12. 2005).

Praktische Folgen: Technische Stan-
dards ber�hren gewerbliche Schutzrech-
te, und die Manipulation von gewerbli-
chen Schutzrechten ist in der Regel mit
kartellrechtlichen Risiken behaftet. Die
Rambus-Entscheidung schr�nkt den
Spielraum von Inhabern gewerblicher
Schutzrechte – im Rahmen ihrer Stan-
dardsetzungsbem�hungen – ein. Das

kartellrechtliche In-
strument war hier
das dem U.S.-ameri-
kanischen Kartell-
recht eigene Mono-
polisierungsverbot.
Ob das fragliche
Verhalten hierzulan-
de den Missbrauch
einer marktbeherr-
schenden Stellung
darstellt, ist fraglich.

Denn dies setzt eine Marktbeherrschung
voraus. Auch in Europa ist die Entschei-
dung jedoch ernst zu nehmen: Dies be-
ruht vor allem auf der Reichweite des
Auswirkungsprinzips und der damit ver-
bundenen extraterritorialen Anwendung
des U.S.-amerikanischen Kartellrechts.
Die Standardsetzung – welche in der Re-
gel globale Wirkungen entfaltet – spielt
sich damit auf einem neuen Spielfeld ab.
Die Teilnehmer m�ssen ihr (patentrecht-
liches) Spiel den (kartellrechtlichen) Re-
geln anpassen und unterwerfen.

Fazit: Das derzeit heftig diskutierte
Spannungsverh�ltnis von immaterial-
g�terrechtlichem Schutz vor Wettbe-
werb und kartellrechtlichem Schutz des
Wettbewerbs erh�lt durch die vorliegen-
de Entscheidung eine neue Facette.
Nicht nur der Patentschutz, auch das Pa-
tentverfahren geraten zunehmend unter
kartellrechtlichen Druck.

Rechtsanwalt Prof. Dr. Frank A.
Immenga, LL.M., Frankfurt a. M.

Kartellrechtliche Risiken
bei Manipulationen im Rahmen
der Standardsetzung!

Sowohl in den USA
als auch in der EU
sind bei Standardisie-
rungsverfahren die
Regeln des Kartell-
rechts zu beachten
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